Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3340 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 29. März 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates, 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 174. Sitzung 
am 29. März 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutsdien 
Bundestage am 15. März 1957 verabschiedeten 


Gesetzes über allgemeine Höchstgeschwindig- 
keitsgrenzen für Kraftfahrzeuge 
- Drucksachen 3187, 3294, ^ 3294 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes mit dem Ziel einberufen wird, dem Gesetz den 
Inhalt der Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des Gesetzes zur 
Sicherung des Straßenverkehrs (BT-Drucksache 2753) zu geben. 

Begründung 

l.Der Bundesrat begrüßt die Festsetzung von Höchstgesdiwindlg- 
keiten für Kraftfahrzeuge als ein geeignetes Mittel im Kampf 
gegen die Unfälle im Straßenverkehr. Die weitere Entwicklung 
des Straßenverkehrs kann jedoch dazu führen, die Vorschriften 
über die allgemeinen Höchstgeschwindigkeitsgrenzen alsbald zu 
ändern oder zu ergänzen. Diese Anpassung wird durch das Ver- 
fahren, das bei einem formellen Gesetz eingehalten werden muß, 
erheblich erschwert, zumal der Deutsche Bundestag erfahrungs- 
gemäß mit Gesetzes Vorlagen überlastet ist. Die dadurch bedingte 
Verzögerung läßt wertvolle Zeit verstreichen und kann einer 
Anzahl von Menschen Leben oder Gesundheit kosten. Demgegen- 
über hat die Festsetzung von Geschwindigkeitsbeschränkungen 
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durch eine Rechtsverordnung den Vorteil, daß die Bestimmungen 
bei Änderungen der Verhältnisse im Straßenverkehr der neuen 
Sachlage rascher angepaßt werden können. 

2. Nach § 48 StVO sind die Bundeswehr, die Polizei, der Bundes- 
grenzschutz, die Peuerwehr, der Zollgrenzdienst und die Zollfahn- 
dung von den Vorschriften über die Geschwindigkeitsgrenzen be- 
freit, soweit dies zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben unter 
gebührender Berücksichtigung der öffentlidien Sidierheit und 
Ordnung dringend geboten ist. In dem neuen Gesetz wird weder 
eine Ausnahme vorgesehen nodi die Möglidikeit eröffnet, eine 
Ausnahme allgemein oder im Einzelfall zu genehmigen. Die Über- 
schreitung der Gesdiwindigkeitsgrenzen wird deshalb nur in den 
Fällen des übergesetzlichen Notstandes zulässig sein, dessen Vor- 
liegen im allgemeinen von den Kraftfahrzeugführern nidit ein- 
wandfrei beurteilt werden kann. Damit werden insbesondere der 
Polizei und der Feuerwehr Besdiränkungen auferlegt, die eine sach- 
gemäße Ausübung ihres Dienstes (polizeilidie Fahndung, Verkehrs- 
überwadiung, Hilfe bei Bränden usw.) in größerem Umfange 
unmöglidi madien. Das gleiche gilt 

a) für Einsatz- und Kommandofahrzeuge des Technischen Hilfs- 
werks, 

b) für Kraftfahrzeuge, die nach dem Kraftfahrzeugschein als 
Unfallhilfswagen öffentlicher Verkehrsbetriebe anerkannt sind, 

c) für Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart zur Beförderung 
von kranken oder verletzten Personen geeignet sind, von jeder- 
mann benutzt werden können und nach dem Kraftfahrzeug- 
schein als Krankenwagen anerkannt sind, 

soweit die Voraussetzungen nach § 48 Abs. 3 StVO für die Ver- 
wendung eines blauen Blinklichts und von Warnvorrichtungen mit 
einer Folge verschieden hoher Töne gegeben sind. 

3. Sehr bedenklich ist, daß die Vorschriften der Länder über die 
Höchstgeschwindigkeiten bei Sprengstofftransporten außer Kraft 
treten und nur durch ein Bundesgesetz wiederhergestellt werden 
können. Auch dieser Zustand trägt den Bedürfnissen der Praxis 
keine Rechnung. Darüber hinaus erfordert die Praxis die Mög- 
lichkeit, in gewissen Fällen Ausnahmegenehmigungen zu erteilen, 
was nach dem vorliegenden Gesetz unzulässig wäre. 

4. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält keine Straf Vorschrift. Die 
Folge ist, daß Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz nur unter 
den Voraussetzungen des § 315 a Abs. 1 Nr. 4 StGB — Verkehrs- 
gefährdung — strafbar wären. Das reicht zur praktischen Hand- 
habung aber nicht aus. 

5. Durch die Ausschaltung des § 6 des Straßenverkehrsgesetzes wird 
der Erlaß allgemeiner Verwaltungs Vorschriften zur Koordinierung 
der Geschwindigkeitskontrollen im Bundesgebiet erschwert, weil 
nach Artikel 84 Abs. 2 GG die gesamte Bundesregierung mit- 
wirken muß, obwohl nur wenige Bundesressorts fachlich inter- 
essiert sind. Durch diese Regelung wird der Vollzug unnötig er- 
schwert. 

6. Nicht unbedenklich ist die Regelung der Höchstgeschwindigkeiten 
für Lastkraftwagen Insoweit, als auch schwere Lastkraftwagen 
(über 7,5 t Gesamtgewicht) ohne Anhänger eine Höchstgeschwin- 
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digkeit bis 80 knvStd. fahren dürfen. Diese Geschwindigkeits- 
grenze ist unter dein Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit gefähr- 
lich und daher abzulehnen. 

Im übrigen erscheint es untragbar, in einem Gesetz, das die Be- 
grenzung von allgemeinen Höchstgeschwindigkeiten für Kraft- 
fahrzeuge vorsieht, die zur Zeit zulässige Höchstgeschwindigkeit 
für schwere Lastkraftwagen (60 km/Std. außerhalb geschlossener 
Ortschaften und außerhalb der Autobahnen) auf 80 km/Std. her- 
aufzusetzen. — Die mittleren, aus den Allgemeinen Betriebs- 
erlaubnissen für Lastkraftwagen entnommenen Bremsverzöge- 
gerungswerte liegen durchschnittlich um etwa 2 m/sec- niedriger 
als die der Personenkraftwagen. Außerdem sind die Ansprech- 
zeiten, die zwischen Bremshebelbetätigung und voller Bremswir- 
kung liegen, bei druckluftgebremsten Lastkraftwagen etwa 0,5 sec 
höher als bei Personenkraftwagen. Dies bedeutet, daß bei Pahr- 
geschwindigkeiten von 80 km/Std. Lastkraftwagen mit mehr als 
7,5 t Gesamtgewicht in der Regel etwa 30 — 35 m längere Brems- 
wege als Personenkraftwagen aufweisen. Hinzu kommt noch, daß 
Fahrzeuge von 7,5 t und mehr Gesamtgewicht die höchstzulässige 
Gesamtbreite von 2,50 m ausnützen und damit mehr Verkehrs- 
raum als Lastkraftwagen mit niedrigerem Gesamtgewicht in An- 
spruch nehmen. Aus sicherheitstechnischen und verkehrlidien Grün- 
den — insbesondere im Hinblick auf den sicheren Ablauf des 
Überliolvorganges — sollte daher davon Abstand genommen wer- 
den, die Höchstgeschwindigkeitsgrenzen für Lastkraftwagen mit 
mehr als 7,5 t Gesamtgewicht von 60 auf 80 km/Std. hinaufzu- 
setzen. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 29. März 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 15. März 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 



